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Hannover,10.11.2009 

 
In den Ausschuss für Haushalt, Finanzen und Rechnungsprüfung und in den Schul-, 
Kultur- und Sozialauschuss 
 
Änderungsantrag 
Gemäß § 34 der Geschäftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover zu 
Anlage 1 der DS 1528/2009  
Haushaltsplan 2010 / Verwaltungshaushalt,Finanzstelle 9110.000,Position 807100  
 
Zinszahlungen an Banken 
 
Der Fachausschuss möge beschließen: 
 
Die Verwaltung nimmt Verhandlungen über die Zinszahlungen mit den Banken und 
Kreditinstituten auf, damit die Zinszahlungen in Höhe von über 35,9 Millionen Euro 
ausgesetzt werden können. 
Die eingesparten Zinszahlungen sind auf die Haushaltsstellen im Sozial-, Kinder- und 
Jugendhilfebereich sowie für Bildungs- und Kultureinrichtungen zu übertragen.  
 
Begründung: 
Von den Finanzbanken wurde die Finanzkrise verursacht und hat die Wirtschaftskrise 
hervorgerufen. Dies hat zu erheblichen Belastungen der kommunalen Haushalte geführt. 
Auf Kosten des Steuerzahlers wurde Banken und Konzernen mittels staatlicher 
Zuschüsse und Bürgschaften aus der selbstverschuldeten Finanzmisere herausgeholfen.  
Die Rezession führt bereits jetzt zu einem dramatischen Einbruch des 
Steueraufkommens. Damit wird der Haushalt und die kommunale Selbstverwaltung 
insgesamt infrage gestellt.  
Jetzt sind die Banken nicht nur ethisch gefordert eine Gegenleistung für die Vorteile des 
so genannten staatlichen Schutzschildes zu erbringen.  
Die Banken und Kreditinstitute können nicht in doppelter Hinsicht durch staatliche 
Zuschüsse und durch die Zinszahlungen aufgrund der Notlage der Kommunen Profite 
erwirtschaften. Deshalb fordern wir ein Zinsmoratorium mit dem die Zinszahlungen an die 
Banken ausgesetzt oder gänzlich gestrichen werden. Die Kommunen sind ein solventer 
Kreditnehmer, also kein Risikogeschäft für die Kreditvergabe.  
.  
 
Ludwig List, Ratsherr 
-Gruppenvorsitzender- 


